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Die XVI. Nachtragssatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Bergisch
Gladbach (Abfallsatzung) wird in der geänderten Fassung beschlossen.
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Sachdarstellung/Begründung:

Aufgrund zwischenzeitlicher Gesetzesänderungen, sind Anpassungen auch in der städtischen
Abfallsatzung erforderlich.

XVI. Nachtragssatzung zur
Satzung über die Abfallentsorgung
in der Stadt Bergisch Gladbach

(Abfallsatzung)

I. Die Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Bergisch Gladbach
(Abfallsat-

zung) in der Fassung der XV. Nachtragssatzung wird wie folgt geändert:

§ 1

Änderung der Präambel:

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW, S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV NRW
S. 490), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012,
S. 212ff.), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBl. I S. 3436), des § 7 Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 (BGBl. I
S. 896), zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 2 des Gesetzes zur Umsetzung der
Abfallrahmenrichtlinie der Europäischen Union vom 23.10.2020 (BGBl. I 2020, S.
2232 ff.), in der aktuell geltenden Fassung, des Elektro- und
Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 20.10.2015 (BGBl. I 2015, S. 1739 ff.),
zuletzt geändert durch das Erste Gesetz zur Änderung des ElektroG vom
20.05.2021 (BGBI 2021, S. 1145 ff.), des Batteriegesetzes (BattG) vom 25.06.2009
(BGBl. I 2009, S. 1582, zuletzt geändert durch Art.1 des Ersten Gesetzes zur
Änderung des Batteriegesetzes vom 03.11.2020 (BGBl. I 2020, S. 2280 ff.), des
Verpackungsgesetzes (VerpackG - Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der
haushaltsnahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen vom 05.07.2017
– BGBl. I 2017, S. 2234 ff.), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Umsetzung
von Vorgaben der Einwegkunststoffrichtlinie und der Abfallrahmenrichtlinie im
Verpackungsgesetz und in anderen Gesetzen vom 09.06.2021 (BGBl. I 2021, S.
1699 ff.), der §§ 5 und 9 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen (LKrWG NRW) vom 19.02.2022 (GV NRW 2022, S. 136 ff.),
des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 (OWiG-
BGBl. I 1987, S. 602), zuletzt geändert durch Art. 9 a des Gesetzes vom
30.03.2021 (BGBl. I 2021, S. 448), in den jeweils geltenden Fassungen, hat der
Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seinen Sitzungen am 11.07.2017, 18.12.2018,
15.12.2020, 14.12.2021, 13.12.2022 und 12.12.2023 folgende Satzung über die
Abfallentsorgung in der Stadt Bergisch Gladbach beschlossen:

§ 2



Änderung des § 13:

§ 13 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: Den schriftlich zu stellenden Anträgen
auf Volumenänderung der Restmülltonne oder der Papiertonne, Reduzierung
oder Abmeldung des Behältervolumens für Abfälle zur Beseitigung, Bildung
einer Entsorgungsgemeinschaft, Anpassung der Grundlagen des
Volumenbedarfs (§ 12 f) und Anträgen auf Feststellung einer Ausnahme vom
Anschluss- und Benutzungszwang für die Biotonne, darf nur unter dem
Vorbehalt des Widerrufs entsprochen werden.

§ 3

Änderung des § 14:

§ 14 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: Die Abfallbehälter sind schonend zu
behandeln, sie dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel schließen
lässt. Die städtischen Behälter sind mit einer grundstücksbezogenen
Kennzeichnung zu versehen, soweit diese dem Grundstückseigentümer durch
den Abfallwirtschaftsbetrieb zur Verfügung gestellt wird. Abfälle dürfen nicht
neben die Abfallbehälter geworfen oder daneben gestellt werden. Abfälle dürfen
nicht in den Abfallbehälter eingestampft oder in ihnen in einer Art und Weise
verdichtet werden, so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich ist,
weil der Inhalt nicht mehr geschüttet werden kann und hierdurch der
Entleerungsvorgang ausgeschlossen wird. Es ist nicht gestattet, brennende, glühende
oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu füllen oder Abfälle im Abfallbehälter zu
verbrennen.

§ 4

Änderung des § 16:

§ 16 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: Laub und Reisig kann in größeren
Mengen im Rahmen der Laub- und Reisigabfuhr in den Monaten Oktober bis
Dezember ausschließlich in zusätzlich erwerbbaren, kompostierbaren Papiersäcken
zur Abfuhr bereitgestellt werden.

§ 5

Änderung des § 26:

§ 26 wird wie folgt neu gefasst:
Absatz 1 (neu):
Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen
Abfallentsorgungseinrichtung beginnt, wenn dem anschluss- und
benutzungspflichtigen Grundstückseigentümer ein oder mehrere Abfallgefäße
zur Verfügung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfallgefäße
anderweitig vorhanden sind und diese zur Abfallüberlassung bereitgestellt
werden und das an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung
angeschlossene Grundstück mit Abfallfahrzeugen zur Entleerung dieser
Abfallbehältnisse angefahren wird.

Absatz 2 (bisher Absatz 1):
Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn sie in die



zugelassenen Abfallbehälter oder Abfallsäcke eingefüllt und zur Abfuhr bereitgestellt
worden sind, für die Abfuhr sperriger Abfälle bereitgestellt worden sind oder an
Annahmestellen durch das Betriebspersonal angenommen wurden.

Absatz 3 (bisher Absatz 2):
Die Stadt/Gemeinde ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen
suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen
behandelt.

Absatz 4 (bisher Absatz 3):
Die Abfälle gehen in das Eigentum der Stadt über, sobald sie eingesammelt sind, in
Depotcontainer eingefüllt oder von Bediensteten der Annahmestellen angenommen
wurden.

Absatz 5 (neu):
Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte
Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen.

§ 6

Änderung des § 30 – Ordnungswidrigkeiten

§ 30 Absatz 1 Buchst. n) wird neu eingefügt:
anfallende Abfälle entgegen § 26 Abs. 2 i.V. m § 26 Abs. 5 dieser Satzung unbefugt
durchsucht oder wegnimmt

II. Diese XVI. Nachtragssatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der
Stadt Bergisch Gladbach (Abfallsatzung) in der Fassung der XV.
Nachtragssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.


